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Kantonale Volksinitiative 

«Luzern heizt erneuerbar – kantonsweit ab 2037» 

Gestützt auf § 21 der Verfassung des Kantons Luzern stellen die unterzeichnenden Stimmberechtigten des Kantons Luzern folgendes 

Initiativbegehren auf Änderung des Kantonalen Energiegesetzes (SRL Nr. 773) in der Form des ausgearbeiteten Entwurfs: 

§ 13a Erneuerbare Wärme bei der Wärmeerzeugung ab 2037 

1 Ab Anfang 2037 dürfen für die Wärmeerzeugung zum Heizen oder zur Erzeugung von Warmwasser im Kanton Luzern nur Systeme eingesetzt 

werden, die vollständig auf der Nutzung erneuerbarer Energieträger oder nicht anderweitig nutzbarer Abwärme beruhen. 

2 Als Systeme, die die Anforderung nach Absatz 1 erfüllen, gelten folgende Systeme: 

a) strombetriebene Wärmepumpen 

b) Holzheizungen 

c) Anlagen zur Nutzung von anderer Biomasse aus nachhaltigen Quellen, Sonnenenergie oder Erdwärme  

d) Abwärme aus der Kehrichtverbrennung, Abwärme von stromverbrauchenden Anlagen, oder Abwärme aus anderen Quellen, sofern es sich dabei 

um eine Nutzung erneuerbarer Energien handelt. 

e) Fernwärme, die auf Systemen nach lit. a) bis d) beruht.   

f) Kombinationen von Anlagen gemäss lit. a) bis e) 

3 Die zuständige Behörde kann in begründeten Fällen die Verwendung von erneuerbaren gasförmigen oder flüssigen oder mit erneuerbaren 

Energien synthetisch hergestellten Energieträgern zur Erfüllung der Anforderung nach Absatz 1 zulassen. Dabei gelten folgende Anforderungen: 

a) der Einsatz dieser Energieträger bewirkt eine Emissionsminderung im Treibhausgasinventar der Schweiz; 

b) die Herkunftsnachweise (HKN) werden von anerkannten Stellen ausgestellt; 

c) die Bilanzierung wird von einer anerkannten, zentralen Stelle vorgenommen, deren Daten öffentlich einsehbar sind; 

d) es wird sichergestellt, dass die HKN für den Betrieb der Wärmeerzeuger vorliegen; der Regierungsrat regelt in der Verordnung die Einzelheiten; 

e) Biogas wird aufgrund von dessen Knappheit nur ausnahmsweise zugelassen; verwendetes Biogas stammt aus Anlagen im Kanton Luzern oder in 

angrenzenden Kantonen; 

f) statt der Anforderungen b) bis e) kann nachgewiesen werden, dass eine Anlage, die sich vor Ort befindet oder mit dem Gebäude über ein lokales 

Netz direkt verbunden ist, die entsprechenden Energieträger zuverlässig bereitstellt; 

g) die verwendeten Energieträger stammen aus nachhaltigen erneuerbaren Energiequellen; 

h) der ökologische Mehrwert der Energieträger wird nicht anderweitig veräussert. 

4 Von der Regelung nach Absatz 1 sind ortsfeste elektrische Widerstandsheizungen und Elektro-Wassererwärmer ausgenommen. Stattdessen 

kommen für diese die Einschränkungen und Vorgaben gemäss § 12 und § 14 zur Anwendung.  

5 Die Regelung nach Absatz 1 gilt zudem nicht für industrielle, industrieähnliche oder landwirtschaftliche Betriebe. 

6 Sofern der Markt keine genügenden Finanzierungsinstrumente für den Umstieg auf Heizungen mit erneuerbarem Energieträger zur Verfügung 

stellt, können der Kanton und Gemeinden neue Finanzierungsinstrumente schaffen. Zudem fördert der Kanton den Umstieg von Heizungen mit 

nicht erneuerbarem Energieträger auf Heizungen, die auf der Nutzung erneuerbarer Energieträger beruhen, finanziell.  

7 Der Restwert von noch funktionsfähigen Heizungen mit nicht erneuerbarem Energieträger wird bei deren Ersatz bezogen auf die ursprünglich 

getätigte Investition und eine angenommene Nutzungsdauer von 20 Jahren auf Gesuch hin zu 80 % vom Kanton entschädigt. Sämtliche 

Förderbeiträge der öffentlichen Hand für den Heizungsersatz werden dabei an diese Entschädigung angerechnet. Für die ersten acht 

Nutzungsjahre einer Heizung kann keine Restwertvergütung beansprucht werden. Keine Restwertvergütung wird für Heizungen mit nicht 

erneuerbarem Energieträger gewährt, die nach Annahme der vorliegenden Bestimmungen durch das Stimmvolk erstellt wurden. 

8 Der Kanton oder die Gemeinden können in Fällen, in denen die Nutzung erneuerbarer Energieträger oder anderweitig nicht nutzbarer Abwärme 

für die Bauherrschaft technisch oder finanziell eine besondere Herausforderung darstellt, zusätzlich zu allfälliger bereits bestehender 

Unterstützung weitergehende Unterstützung gewähren. Ziel dabei ist, es auch in solchen Fällen möglich zu machen, erneuerbar oder mit 

anderweitig nicht nutzbarer Abwärme zu heizen.  

9 Bei Bedarf unterstützen der Kanton oder die Gemeinden auch weitere von dieser Regelung besonders betroffene Personen. Dazu gehört die 

Unterstützung der Umschulung von Fachleuten, die bisher für nicht erneuerbare Heizsysteme tätig waren. 

10 Die Eigentümerinnen und Eigentümer von Wärmeerzeugern, bei welchen im Jahr 2034 noch Feuerungen mit fossilen Brennstoffen in Betrieb 

sind und für die nach Absatz 1 eine Umstellung auf erneuerbare Energien erforderlich ist, haben bis am 31.12.2034 den Vollzugsbehörden 

aufzuzeigen, wie sie vorhaben, die Wärmeerzeugung spätestens bis Anfang 2037 vollständig auf erneuerbare Energien umzustellen. 

11 Kanton und Gemeinden können beim Vorliegen aussergewöhnlicher Umstände, wenn eine Umstellung auf erneuerbare Energien bis Anfang 

2037 weder mit einer Heizungslösung nach Absatz 2 noch mit der Verwendung eines erneuerbaren Energieträgers nach Absatz 3 zumutbar ist, die 

Umstellungsfrist in Einzelfällen ausnahmsweise verlängern, maximal bis Anfang 2040. 

12 Der Regierungsrat führt die Regelungen nach den Absätzen 1 bis 11 in der Verordnung weiter aus.  
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Veröffentlicht im Kantonsblatt am  30. 8. 2025 

Wer das Ergebnis einer Unterschriftensammlung für ein Volksbegehren fälscht (Art. 282 des Strafgesetzbuches) oder wer bei der 

Unterschriftensammlung besticht oder sich bestechen lässt (Art. 281 des Strafgesetzbuches), macht sich strafbar. 
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Nachname Vorname Geburtsdatum Wohnadresse (Strasse + Nr.) 
Fahne 

bestellen 
Unterschrift 

1.         

2.         

3.         

 

 

Graue Felder bitte leer lassen. Die untenstehende Stimmrechtsbescheinigung wird durch das Initiativkomitee eingeholt. 

Diese Unterschriftenliste enthält ............. (in Worten: .......................) gültige Unterschriften  
von Stimmberechtigten der angegebenen Gemeinde 

     Der Stimmregisterführer/die Stimmregisterführerin 

.........................................., den ............................       

  

 

Initiativkomitee: Roman Bolliger, Eichenweg 4, 6280 Hochdorf; Benno Affolter, Trestenbergstrasse 7, 6285 Hitzkirch; Bruno Amrhein, 

Gehristrasse 2, 6010 Kriens; Katrin Baumann Conzett, Steinhofhalde 2, 6005 Luzern; Patricia Baumgartner Zürcher, Zihlweid 5b, 

6280 Hochdorf; Jean Berner, Oberseeburghalde 30, 6006 Luzern; Gertrud Galliker-Tönz, Lindenhofweg 6, 6215 Beromünster; Sabine 

Heselhaus, Obmatt 29, 6043 Adligenswil; Aline Hürlimann, Geissmattstrasse 25, 6004 Luzern; Peter Maier, Grünmatt 5, 6032 

Emmen; Salome Meier, Zwyssigstrasse 7, 6006 Luzern; André Ochsenbein, Hofmattweg 8, 6033 Buchrain; Andy Schneider, 

Höchweid 10, 6023 Rothenburg; Arthur Schürmann, Ober-Allmendstrasse 32, 6018 Buttisholz; Urs Thumm, Fläckehof 22, 6023 

Rothenburg; Philipp Zihlmann, Wolfsmatt 8, 6017 Ruswil 

 

Die unterzeichnenden Stimmberechtigten ermächtigen das Initiativkomitee, die Initiative mit absoluter Mehrheit seiner noch 

stimmberechtigten Mitglieder zurückzuziehen. 

 

Bitte senden Sie diesen Unterschriftenbogen teilweise oder vollständig ausgefüllt sofort an:  

Klimainitiativen Luzern, c/o Roman Bolliger, Eichenweg 4, 6280 Hochdorf 

Im Falle eines Ausdrucks des Unterschriftenbogens auf zwei einseitig bedruckte Blätter bitte unbedingt beide Blätter einschicken. 

 

Weitere Informationen und Unterschriftenbögen finden Sie unter: www.klimainitiativen-luzern.ch 
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